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DES VERTRAGS ÜBER DIE EUROPÄISCHE UNION UND DES
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HINWEIS FÜR DEN BENUTZER
 

Diese Textausgabe enthält die konsolidierte Fassung des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags zur Gründung der Europäischen

Gemeinschaft mit den Änderungen aufgrund des am 16. April 2003 unterzeichneten Vertrags von Athen.
 

In ihr sind ferner alle Protokolle zu diesen Verträgen in der durch die Beitrittsakte von 2003 geänderten Fassung enthalten.
 

Diese Textausgabe soll lediglich den Benutzern eine leichtere Orientierung ermöglichen; ihre Veröffentlichung erfolgt ohne Gewähr.
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KONSOLIDIERTE FASSUNG
 

DES VERTRAGS
 

ÜBER DIE EUROPÄISCHE UNION
 



Artikel 6

(1) Die Union beruht auf den Grundsätzen der Freiheit, der Demokratie, der Achtung der
Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie der Rechtsstaatlichkeit; diese Grundsätze sind allen
Mitgliedstaaten gemeinsam.

(2) Die Union achtet die Grundrechte, wie sie in der am 4. November 1950 in Rom
unterzeichneten Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten
gewährleistet sind und wie sie sich aus den gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitglied-
staaten als allgemeine Grundsätze des Gemeinschaftsrechts ergeben.

(3) Die Union achtet die nationale Identität ihrer Mitgliedstaaten.

(4) Die Union stattet sich mit den Mitteln aus, die zum Erreichen ihrer Ziele und zur
Durchführung ihrer Politiken erforderlich sind.

Artikel 7

(1) Auf begründeten Vorschlag eines Drittels der Mitgliedstaaten, des Europäischen Parlaments
oder der Kommission kann der Rat mit der Mehrheit von vier Fünfteln seiner Mitglieder nach
Zustimmung des Europäischen Parlaments feststellen, dass die eindeutige Gefahr einer schwer-
wiegenden Verletzung von in Artikel 6 Absatz 1 genannten Grundsätzen durch einen Mitgliedstaat
besteht, und an diesen Mitgliedstaat geeignete Empfehlungen richten. Der Rat hört, bevor er eine
solche Feststellung trifft, den betroffenen Mitgliedstaat und kann nach demselben Verfahren unab-
hängige Persönlichkeiten ersuchen, innerhalb einer angemessenen Frist einen Bericht über die Lage
in dem betreffenden Mitgliedstaat vorzulegen.
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Artikel 4
 

Der Europäische Rat gibt der Union die für ihre Entwicklung erforderlichen Impulse und legt die 
allgemeinen politischen Zielvorstellungen für diese Entwicklung fest. 

Im Europäischen Rat kommen die Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten sowie der 
Präsident der Kommission zusammen. Sie werden von den Ministern für auswärtige Angelegenhei­
ten der Mitgliedstaaten und einem Mitglied der Kommission unterstützt. Der Europäische Rat tritt 
mindestens zweimal jährlich unter dem Vorsitz des Staats- oder Regierungschefs des Mitgliedstaats 
zusammen, der im Rat den Vorsitz innehat. 

Der Europäische Rat erstattet dem Europäischen Parlament nach jeder Tagung Bericht und legt ihm 
alljährlich einen schriftlichen Bericht über die Fortschritte der Union vor. 

Artikel 5 

Das Europäische Parlament, der Rat, die Kommission, der Gerichtshof und der Rechnungshof üben 
ihre Befugnisse nach Maßgabe und im Sinne der Verträge zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaften sowie der nachfolgenden Verträge und Akte zu deren Änderung oder Ergänzung 
einerseits und der übrigen Bestimmungen des vorliegenden Vertrags andererseits aus. 
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KONSOLIDIERTE FASSUNG
 

DES VERTRAGS
 

ZUR GRÜNDUNG DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT
 



(3) Diese Tätigkeit der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft setzt die Einhaltung der folgenden
richtungweisenden Grundsätze voraus: stabile Preise, gesunde öffentliche Finanzen und monetäre
Rahmenbedingungen sowie eine dauerhaft finanzierbare Zahlungsbilanz.

Artikel 5

Die Gemeinschaft wird innerhalb der Grenzen der ihr in diesem Vertrag zugewiesenen Befugnisse
und gesetzten Ziele tätig.

In den Bereichen, die nicht in ihre ausschließliche Zuständigkeit fallen, wird die Gemeinschaft nach
dem Subsidiaritätsprinzip nur tätig, sofern und soweit die Ziele der in Betracht gezogenen
Maßnahmen auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden können und daher
wegen ihres Umfangs oder ihrer Wirkungen besser auf Gemeinschaftsebene erreicht werden können.

Die Maßnahmen der Gemeinschaft gehen nicht über das für die Erreichung der Ziele dieses Vertrags
erforderliche Maß hinaus.

Artikel 6

Die Erfordernisse des Umweltschutzes müssen bei der Festlegung und Durchführung der in
Artikel 3 genannten Gemeinschaftspolitiken und -maßnahmen insbesondere zur Förderung einer
nachhaltigen Entwicklung einbezogen werden.
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Artikel 7 

(1) Die der Gemeinschaft zugewiesenen Aufgaben werden durch folgende Organe wahrge­
nommen: 

— ein EUROPÄISCHES PARLAMENT, 

— einen RAT, 

— eine KOMMISSION, 

— einen GERICHTSHOF, 

— einen RECHNUNGSHOF.
 

Jedes Organ handelt nach Maßgabe der ihm in diesem Vertrag zugewiesenen Befugnisse.
 

(2) Der Rat und die Kommission werden von einem Wirtschafts- und Sozialausschuss sowie 
einem Ausschuss der Regionen mit beratender Aufgabe unterstützt. 



(3) Der Rat legt mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission die Leitlinien und
Bedingungen fest, die erforderlich sind, um in allen betroffenen Sektoren einen ausgewogenen
Fortschritt zu gewährleisten.

Artikel 15

Bei der Formulierung ihrer Vorschläge zur Verwirklichung der Ziele des Artikels 14 berücksichtigt
die Kommission den Umfang der Anstrengungen, die einigen Volkswirtschaften mit unterschiedli-
chem Entwicklungsstand im Zuge der Errichtung des Binnenmarkts abverlangt werden, und kann
geeignete Bestimmungen vorschlagen.

Erhalten diese Bestimmungen die Form von Ausnahmeregelungen, so müssen sie vorübergehender
Art sein und dürfen das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes so wenig wie möglich stören.

Artikel 16

Unbeschadet der Artikel 73, 86 und 87 und in Anbetracht des Stellenwerts, den Dienste von
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse innerhalb der gemeinsamen Werte der Union einnehmen,
sowie ihrer Bedeutung bei der Förderung des sozialen und territorialen Zusammenhalts tragen die
Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer jeweiligen Befugnisse im Anwendungs-
bereich dieses Vertrags dafür Sorge, dass die Grundsätze und Bedingungen für das Funktionieren
dieser Dienste so gestaltet sind, dass sie ihren Aufgaben nachkommen können.
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ZWEITER TEIL 

DIE UNIONSBÜRGERSCHAFT 

Artikel 17 

(1) Es wird eine Unionsbürgerschaft eingeführt. Unionsbürger ist, wer die Staatsangehörigkeit 
eines Mitgliedstaats besitzt. Die Unionsbürgerschaft ergänzt die nationale Staatsbürgerschaft, ersetzt 
sie aber nicht. 

(2) Die Unionsbürger haben die in diesem Vertrag vorgesehenen Rechte und Pflichten. 

Artikel 18 

(1) Jeder Unionsbürger hat das Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten vorbehaltlich 
der in diesem Vertrag und in den Durchführungsvorschriften vorgesehenen Beschränkungen und 
Bedingungen frei zu bewegen und aufzuhalten. 
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(2) Erscheint zur Erreichung dieses Ziels ein Tätigwerden der Gemeinschaft erforderlich und 
sieht dieser Vertrag hierfür keine Befugnisse vor, so kann der Rat Vorschriften erlassen, mit denen 
die Ausübung der Rechte nach Absatz 1 erleichtert wird. Er beschließt gemäß dem Verfahren des 
Artikels 251. 

(3) Absatz 2 gilt nicht für Vorschriften betreffend Pässe, Personalausweise, Aufenthaltstitel oder 
diesen gleichgestellte Dokumente und auch nicht für Vorschriften betreffend die soziale Sicherheit 
oder den sozialen Schutz. 

Artikel 19 

(1) Jeder Unionsbürger mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit er nicht 
besitzt, hat in dem Mitgliedstaat, in dem er seinen Wohnsitz hat, das aktive und passive Wahlrecht 
bei Kommunalwahlen, wobei für ihn dieselben Bedingungen gelten wie für die Angehörigen des 
betreffenden Mitgliedstaats. Dieses Recht wird vorbehaltlich der Einzelheiten ausgeübt, die vom Rat 
einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parlaments 
festgelegt werden; in diesen können Ausnahmeregelungen vorgesehen werden, wenn dies aufgrund 
besonderer Probleme eines Mitgliedstaats gerechtfertigt ist. 

(2) Unbeschadet des Artikels 190 Absatz 4 und der Bestimmungen zu dessen Durchführung 
besitzt jeder Unionsbürger mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit er nicht 
besitzt, in dem Mitgliedstaat, in dem er seinen Wohnsitz hat, das aktive und passive Wahlrecht bei 
den Wahlen zum Europäischen Parlament, wobei für ihn dieselben Bedingungen gelten wie für die 
Angehörigen des betreffenden Mitgliedstaats. Dieses Recht wird vorbehaltlich der Einzelheiten 
ausgeübt, die vom Rat einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des 
Europäischen Parlaments festgelegt werden; in diesen können Ausnahmeregelungen vorgesehen 
werden, wenn dies aufgrund besonderer Probleme eines Mitgliedstaats gerechtfertigt ist. 

Artikel 20 

Jeder Unionsbürger genießt im Hoheitsgebiet eines dritten Landes, in dem der Mitgliedstaat, dessen 
Staatsangehörigkeit er besitzt, nicht vertreten ist, den diplomatischen und konsularischen Schutz 
eines jeden Mitgliedstaats unter denselben Bedingungen wie Staatsangehörige dieses Staates. Die 
Mitgliedstaaten vereinbaren die notwendigen Regeln und leiten die für diesen Schutz erforderlichen 
internationalen Verhandlungen ein. 

Artikel 21 

Jeder Unionsbürger besitzt das Petitionsrecht beim Europäischen Parlament nach Artikel 194. 

Jeder Unionsbürger kann sich an den nach Artikel 195 eingesetzten Bürgerbeauftragten wenden.
 



DRITTER TEIL

DIE POLITIKEN DER GEMEINSCHAFT

TITEL I

DER FREIE WARENVERKEHR

Artikel 23

(1) Grundlage der Gemeinschaft ist eine Zollunion, die sich auf den gesamten Warenaustausch
erstreckt; sie umfasst das Verbot, zwischen den Mitgliedstaaten Ein- und Ausfuhrzölle und Abgaben
gleicher Wirkung zu erheben, sowie die Einführung eines Gemeinsamen Zolltarifs gegenüber dritten
Ländern.

(2) Artikel 25 und Kapitel 2 dieses Titels gelten für die aus den Mitgliedstaaten stammenden
Waren sowie für diejenigen Waren aus dritten Ländern, die sich in den Mitgliedstaaten im freien
Verkehr befinden.

Artikel 24

Als im freien Verkehr eines Mitgliedstaats befindlich gelten diejenigen Waren aus dritten Ländern,
für die in dem betreffenden Mitgliedstaat die Einfuhrförmlichkeiten erfüllt sowie die vorgeschrie-
benen Zölle und Abgaben gleicher Wirkung erhoben und nicht ganz oder teilweise rückvergütet
worden sind.
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Jeder Unionsbürger kann sich schriftlich in einer der in Artikel 314 genannten Sprachen an jedes 
Organ oder an jede Einrichtung wenden, die in dem vorliegenden Artikel oder in Artikel 7 genannt 
sind, und eine Antwort in derselben Sprache erhalten. 

Artikel 22 

Die Kommission erstattet dem Europäischen Parlament, dem Rat und dem Wirtschafts- und 
Sozialausschuss alle drei Jahre über die Anwendung dieses Teils Bericht. In dem Bericht wird der 
Fortentwicklung der Union Rechnung getragen. 

Auf dieser Grundlage kann der Rat unbeschadet der anderen Bestimmungen dieses Vertrags zur 
Ergänzung der in diesem Teil vorgesehenen Rechte einstimmig auf Vorschlag der Kommission und 
nach Anhörung des Europäischen Parlaments Bestimmungen erlassen, die er den Mitgliedstaaten zur 
Annahme gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften empfiehlt. 



Artikel 187

Der Rat legt aufgrund der im Rahmen der Assoziierung der Länder und Hoheitsgebiete an die
Gemeinschaft erzielten Ergebnisse und der Grundsätze dieses Vertrags die Bestimmungen über die
Einzelheiten und das Verfahren für die Assoziierung der Länder und Hoheitsgebiete an die
Gemeinschaft einstimmig fest.

Artikel 188

Die Artikel 182 bis 187 sind auf Grönland anwendbar, vorbehaltlich der spezifischen Bestimmun-
gen für Grönland in dem Protokoll über die Sonderregelung für Grönland im Anhang zu diesem
Vertrag.
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FÜNFTER TEIL 

DIE ORGANE DER GEMEINSCHAFT 

TITEL I 

VORSCHRIFTEN ÜBER DIE ORGANE 

KAPITEL 1 

DIE ORGANE 

ABSCHNITT 1 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT 

Artikel 189 

Das Europäische Parlament besteht aus Vertretern der Völker der in der Gemeinschaft zusammen­
geschlossenen Staaten; es übt die Befugnisse aus, die ihm nach diesem Vertrag zustehen. 

Die Anzahl der Mitglieder des Europäischen Parlaments darf 732 nicht überschreiten. 

Artikel 190 (1) 

(1) Die Abgeordneten der Völker der in der Gemeinschaft vereinigten Staaten im Europäischen 
Parlament werden in allgemeiner unmittelbarer Wahl gewählt. 

(1) Durch die Beitrittsakte von 2003 geänderter Artikel. Siehe Anhang am Ende dieser Veröffentlichung. 



29.12.2006 DE Amtsblatt der Europäischen Union C 321 E/131 

(2) Die Zahl der in jedem Mitgliedstaat gewählten Abgeordneten wird wie folgt festgesetzt:
 

Belgien 24 

Tschechische Republik 24 

Dänemark 14 

Deutschland 99 

Estland 6 

Griechenland 24 

Spanien 54 

Frankreich 78 

Irland 13 

Italien 78 

Zypern 6 

Lettland 9 

Litauen 13 

Luxemburg 6 

Ungarn 24 

Malta 5 

Niederlande 27 

Österreich 18 

Polen 54 

Portugal 24 

Slowenien 7 

Slowakei 14 

Finnland 14 

Schweden 19 

Vereinigtes Königreich 78. 
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Wird dieser Absatz geändert, so muss durch die Zahl der in jedem Mitgliedstaat gewählten 
Abgeordneten eine angemessene Vertretung der Völker der in der Gemeinschaft 
zusammengeschlossenen Staaten gewährleistet sein. 

(3) Die Abgeordneten werden auf fünf Jahre gewählt. 

(4) Das Europäische Parlament arbeitet einen Entwurf für allgemeine unmittelbare Wahlen nach 
einem einheitlichen Verfahren in allen Mitgliedstaaten oder im Einklang mit den allen Mitglied­
staaten gemeinsamen Grundsätzen aus. 

Der Rat erlässt nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, die mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder erteilt wird, einstimmig die entsprechenden Bestimmungen und empfiehlt sie den 
Mitgliedstaaten zur Annahme gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften. 

(5) Das Europäische Parlament legt nach Anhörung der Kommission und mit Zustimmung des 
Rates, der mit qualifizierter Mehrheit beschließt, die Regelungen und allgemeinen Bedingungen für 
die Wahrnehmung der Aufgaben seiner Mitglieder fest. Alle Vorschriften und Bedingungen, die die 
Steuerregelung für die Mitglieder oder ehemaligen Mitglieder betreffen, sind vom Rat einstimmig 
festzulegen. 

Artikel 191 

Politische Parteien auf europäischer Ebene sind wichtig als Faktor der Integration in der Union. Sie 
tragen dazu bei, ein europäisches Bewusstsein herauszubilden und den politischen Willen der Bürger 
der Union zum Ausdruck zu bringen. 

Der Rat legt gemäß dem Verfahren des Artikels 251 die Regelungen für die politischen Parteien auf 
europäischer Ebene und insbesondere die Vorschriften über ihre Finanzierung fest. 

Artikel 192 

Das Europäische Parlament ist an dem Prozess, der zur Annahme der Gemeinschaftsakte führt, in 
dem in diesem Vertrag vorgesehenen Umfang durch die Ausübung seiner Befugnisse im Rahmen 
der Verfahren der Artikel 251 und 252 sowie durch die Erteilung seiner Zustimmung oder die 
Abgabe von Stellungnahmen beteiligt. 

Das Europäische Parlament kann mit der Mehrheit seiner Mitglieder die Kommission auffordern, 
geeignete Vorschläge zu Fragen zu unterbreiten, die nach seiner Auffassung die Ausarbeitung eines 
Gemeinschaftsakts zur Durchführung dieses Vertrags erfordern. 
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Artikel 193
 

Das Europäische Parlament kann bei der Erfüllung seiner Aufgaben auf Antrag eines Viertels seiner 
Mitglieder die Einsetzung eines nichtständigen Untersuchungsausschusses beschließen, der unbe­
schadet der Befugnisse, die anderen Organen oder Institutionen durch diesen Vertrag übertragen 
sind, behauptete Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht oder Missstände bei der Anwendung 
desselben prüft; dies gilt nicht, wenn ein Gericht mit den behaupteten Sachverhalten befasst ist, 
solange das Gerichtsverfahren nicht abgeschlossen ist. 

Mit der Vorlage seines Berichtes hört der nichtständige Untersuchungsausschuss auf zu bestehen. 

Die Einzelheiten der Ausübung des Untersuchungsrechts werden vom Europäischen Parlament, vom 
Rat und von der Kommission im gegenseitigen Einvernehmen festgelegt. 

Artikel 194 

Jeder Bürger der Union sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohnort oder satzungs­
mäßigem Sitz in einem Mitgliedstaat kann allein oder zusammen mit anderen Bürgern oder 
Personen in Angelegenheiten, die in die Tätigkeitsbereiche der Gemeinschaft fallen und die ihn 
oder sie unmittelbar betreffen, eine Petition an das Europäische Parlament richten. 

Artikel 195 

(1) Das Europäische Parlament ernennt einen Bürgerbeauftragten, der befugt ist, Beschwerden 
von jedem Bürger der Union oder von jeder natürlichen oder juristischen Person mit Wohnort oder 
satzungsmäßigem Sitz in einem Mitgliedstaat über Missstände bei der Tätigkeit der Organe oder 
Institutionen der Gemeinschaft, mit Ausnahme des Gerichtshofs und des Gerichts erster Instanz in 
Ausübung ihrer Rechtsprechungsbefugnisse, entgegenzunehmen. 

Der Bürgerbeauftragte führt im Rahmen seines Auftrags von sich aus oder aufgrund von Beschwer­
den, die ihm unmittelbar oder über ein Mitglied des Europäischen Parlaments zugehen, Unter­
suchungen durch, die er für gerechtfertigt hält; dies gilt nicht, wenn die behaupteten Sachverhalte 
Gegenstand eines Gerichtsverfahrens sind oder waren. Hat der Bürgerbeauftragte einen Missstand 
festgestellt, so befasst er das betreffende Organ, das über eine Frist von drei Monaten verfügt, um 
ihm seine Stellungnahme zu übermitteln. Der Bürgerbeauftragte legt anschließend dem Euro­
päischen Parlament und dem betreffenden Organ einen Bericht vor. Der Beschwerdeführer wird 
über das Ergebnis dieser Untersuchungen unterrichtet. 

Der Bürgerbeauftragte legt dem Europäischen Parlament jährlich einen Bericht über die Ergebnisse 
seiner Untersuchungen vor. 
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(2) Der Bürgerbeauftragte wird nach jeder Wahl des Europäischen Parlaments für die Dauer der 
Wahlperiode ernannt. Wiederernennung ist zulässig. 

Der Bürgerbeauftragte kann auf Antrag des Europäischen Parlaments vom Gerichtshof seines Amtes 
enthoben werden, wenn er die Voraussetzungen für die Ausübung seines Amtes nicht mehr erfüllt 
oder eine schwere Verfehlung begangen hat. 

(3) Der Bürgerbeauftragte übt sein Amt in völliger Unabhängigkeit aus. Er darf bei der Erfüllung 
seiner Pflichten von keiner Stelle Anweisungen anfordern oder entgegennehmen. Der Bürgerbeauf­
tragte darf während seiner Amtszeit keine andere entgeltliche oder unentgeltliche Berufstätigkeit 
ausüben. 

(4) Das Europäische Parlament legt nach Stellungnahme der Kommission und nach mit qualifi­
zierter Mehrheit erteilter Zustimmung des Rates die Regelungen und allgemeinen Bedingungen für 
die Ausübung der Aufgaben des Bürgerbeauftragten fest. 

Artikel 196 

Das Europäische Parlament hält jährlich eine Sitzungsperiode ab. Es tritt, ohne dass es einer 
Einberufung bedarf, am zweiten Dienstag des Monats März zusammen. 

Das Europäische Parlament kann auf Antrag der Mehrheit seiner Mitglieder sowie auf Antrag des 
Rates oder der Kommission zu einer außerordentlichen Sitzungsperiode zusammentreten. 

Artikel 197 

Das Europäische Parlament wählt aus seiner Mitte seinen Präsidenten und sein Präsidium. 

Die Mitglieder der Kommission können an allen Sitzungen teilnehmen und müssen auf ihren 
Antrag im Namen der Kommission jederzeit gehört werden. 

Die Kommission antwortet mündlich oder schriftlich auf die ihr vom Europäischen Parlament oder 
von dessen Mitgliedern gestellten Fragen. 

Der Rat wird nach Maßgabe seiner Geschäftsordnung vom Europäischen Parlament jederzeit gehört. 

Artikel 198 

Soweit dieser Vertrag nicht etwas anderes bestimmt, beschließt das Europäische Parlament mit der 
absoluten Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

Die Geschäftsordnung legt die Beschlussfähigkeit fest. 



ABSCHNITT 2

DER RAT

Artikel 202

Zur Verwirklichung der Ziele und nach Maßgabe dieses Vertrags

— sorgt der Rat für die Abstimmung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten;

— besitzt der Rat eine Entscheidungsbefugnis;

— überträgt der Rat der Kommission in den von ihm angenommenen Rechtsakten die Befugnisse
zur Durchführung der Vorschriften, die er erlässt. Der Rat kann bestimmte Modalitäten für die
Ausübung dieser Befugnisse festlegen. Er kann sich in spezifischen Fällen außerdem vorbe-
halten, Durchführungsbefugnisse selbst auszuüben. Die oben genannten Modalitäten müssen
den Grundsätzen und Regeln entsprechen, die der Rat auf Vorschlag der Kommission und
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments vorher einstimmig festgelegt hat.
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Artikel 199
 

Das Europäische Parlament gibt sich seine Geschäftsordnung; hierzu sind die Stimmen der Mehrheit 
seiner Mitglieder erforderlich. 

Die Verhandlungsniederschriften des Europäischen Parlaments werden nach den Bestimmungen 
dieser Geschäftsordnung veröffentlicht. 

Artikel 200 

Das Europäische Parlament erörtert in öffentlicher Sitzung den jährlichen Gesamtbericht, der ihm 
von der Kommission vorgelegt wird. 

Artikel 201 

Wird wegen der Tätigkeit der Kommission ein Misstrauensantrag eingebracht, so darf das Euro­
päische Parlament nicht vor Ablauf von drei Tagen nach seiner Einbringung und nur in offener 
Abstimmung darüber entscheiden. 

Wird der Misstrauensantrag mit der Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen und mit 
der Mehrheit der Mitglieder des Europäischen Parlaments angenommen, so müssen die Mitglieder 
der Kommission geschlossen ihr Amt niederlegen. Sie führen die laufenden Geschäfte bis zur 
Ernennung ihrer Nachfolger gemäß Artikel 214 weiter. In diesem Fall endet die Amtszeit der als 
Nachfolger ernannten Mitglieder der Kommission zu dem Zeitpunkt, zu dem die Amtszeit der 
geschlossen zur Amtsniederlegung verpflichteten Mitglieder der Kommission geendet hätte. 
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